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Die abstrakten Zahlen
der Klimapolitik

In ihremGastkommentar schlagenAlice
Hill und Rafe Pomerance vor, statt der
abstrakten Zahl einer noch zulässigen
Temperaturerhöhung um 1,5 Grad Cel-
sius das anschaulichere Bild einer Über-
flutung vonUferregionen zu thematisie-
ren («Mit abstrakten Zahlen ist keine
Klimapolitik zu machen», NZZ 8. 8. 23).

Die Sorge um die Folgen der Klima-
änderung ist berechtigt, der Vorschlag
geht aber am echten Problem vorbei.
Die Öffentlichkeit nimmt die Gefahren
bereits mehr als ausreichend wahr. Not
täte vielmehr die Sensibilisierung der
Regierungen.

Es ist zu bedenken, dass wir es mit
einem globalen Problem zu tun haben.
Die Erwärmung der Atmosphäre über
der Schweiz ist durch den weltweiten
CO2-Ausstoss gegeben, somit durch das
Verhalten der grossen Emittenten wie
China, Russland oder USA.

Was kann in dieser Lage ein kleines
Land wie die Schweiz realistischerweise
tun? In eigener Kompetenz können und
müssen wir den Folgen der unausweich-
lichen Klimaerwärmung Vorsorge tra-
gen und uns möglichst gut vorbereiten.

Wir können drohenden Bergstür-
zen aufgrund der Aufweichung der
Permafrost-Hänge durch Verbauungen
und im Extremfall durch die Räumung
der gefährdeten Gebiete begegnen; für
die Bewässerung der Agrarflächen in
Gebieten sorgen, denen Austrocknung
droht; die Bauweise von Neubauten
«mediterranen» Erfahrungen anpas-
sen, wo Gebäude ohne energieinten-
sive Klimatisierung im heissen Som-
mer auskommen usw.

Mit gleicher Dringlichkeit müssen
wir dafür sorgen, dass die Wirtschaft
durch kontraproduktive Energiepolitik
nicht geschädigt wird und keine sozia-
len und wirtschaftlichen Härten ent-
stehen, die den sozialen Frieden stö-
ren und unsere liberale Demokratie ge-
fährden würden.

Dieses Anliegen ist besonders wich-
tig – wir können bereits sehen, wie in
Deutschland oder in Frankreich und
Belgien die soziale Unrast zunimmt.
Ob wir die Klimakrise ohne soziale
und politische Unruhen bestehen kön-
nen, das wird zur Gretchenfrage unse-
rer direkten Demokratie.

Emil Kowalski, Rieden bei Baden

«Wie fromm
war Franco?»

Michael Uhl geht in seinem Beitrag
in der NZZ vom 9.August 2023 sach-
kundig dem Phänomen das spanischen
Langzeitdiktators Francisco Franco
nach. Der grausame Charakter der
Franco-Diktatur habe sich in der mit-
telalterlichen Hinrichtungsmethode der
Garrotte manifestiert, mit der Regime-
gegner bis ans Ende der Diktatur umge-
bracht wurden, schreibt Uhl.

Das ist sicher richtig. Unerwähnt
bleibt jedoch, dass Franco bereits zu

Kriegszeiten sein Land mit einem Netz
von über hundert Konzentrationslagern
nach nationalsozialistischem Vorbild
überzog. Das Know-how dazu lieferte
ihm die Gestapo.

Angesichts der prekärenVerhältnisse
muss zumindest teilweise von Vernich-
tungslagern gesprochen werden. Franco
ging es ja nach eigenen Worten darum,
sein Land nicht nur von Marxisten
aller Art zu säubern, sondern von allen
republikanisch Gesinnten, die sich ihm
widersetzten.

Da die Lager nach dem Krieg ab-
gebrochen oder, sofern in ehemaligen
Klosteranlagen eingerichtet, geräumt
wurden, fiel dem Regime das repres-
sive Beschweigen dieses Tötungsnetz-
werks in der Nachkriegszeit umso leich-
ter. Heute kann man in Spanien kein
Franco-KZ besuchen, die Spuren und
die Erinnerung daran sind ausgelöscht.
Übrigens gerieten auch Schweizer Bür-
ger in dieses gnadenlose Räderwerk der
Vernichtung.

Seit einigen Jahren ist unter Spa-
niens Historikern eine Debatte um den
exterminatorisch-genozidalen Cha-
rakter des Franco-Regimes entbrannt.
Paul Preston, Doyen der Bürgerkriegs-
geschichtsschreibung, spricht gar von
einem «spanischen Holocaust».

Auch wer wegen der heiklen Impli-
kationen des Holocaust-Begriffs nicht
so weit gehen will, muss angesichts der
monströsen Fakten einräumen, dass
Franco als Gewaltherrscher nach wie
vor unterschätzt ist – wozu nicht zu-
letzt die katholische Kirche als wichtige
Stütze des Regimes beigetragen hat,wie
Uhl zutreffend schreibt.

Ralph Hug, St. Gallen

Justiz contra gesunden
Menschenverstand

Das Ansehen der Anwälte ist in der
Öffentlichkeit nicht allzu gross («Immer
diese Anwälte!», NZZ 1. 8. 23). Meiner
Meinung nach liegt das aber grössten-
teils an den Anwälten selbst, der Beruf
ist nicht gemacht dafür.

Die NZZ hebt die Rhetorik und die
spannenden Debatten hervor. Rhetorik
hat für mich viel mit überreden (Mund-
art «überschnurre») zu tun. Somit er-
hält das Volk nicht unbedingt das beste
Resultat.Viel lieber hätte ich ein Resul-
tat, das auf dem gesundenMenschenver-
stand beruht.Warum haben wir eigent-
lich nicht ein Recht auf gesunden Men-
schenverstand?

Ein aktuelles Beispiel: der Vergewal-
tigungsfall Emmen. Der Fall liegt zwar
fünf Jahre zurück.Aktuell ist er nur,weil
nach langen fünf Jahren endlich das Ge-
setz angepasst wurde. Endlich ist es den
Ermittlungsbehörden erlaubt, weitere
Resultate aus der Gen-Analyse zu ver-
werten. Aber die Wahrscheinlichkeit,
dass der Vergewaltiger nach dieser lan-
gen Zeit noch zur Rechenschaft gezogen
werden kann, ist gering.Warum hat das
so lange gedauert?

Je länger, je mehr wird die Justiz zum
«Totengräber» der Demokratie. Ent-
weder heisst es: «Das können wir nicht
machen, weil die gesetzliche Grundlage

fehlt», oder: «Das müssen wir machen,
das Gesetz schreibt uns das vor.» Die
Frage nach dem Sinn wird nicht mehr
gestellt. Unsere Freiheit wird durch
einen immer grösser werdenden Geset-
zesdschungel eingeschränkt.

Diesen Sachverhalt können wir in
den USA beobachten. Das juristische
Hickhack um den ehemaligen Präsi-
denten DonaldTrump und seineVerfeh-
lungen hat der Demokratie bereits gros-
sen Schaden zugefügt. Zudem ist unter
demBegriff der «freienMeinungsäusse-
rung» fast alles erlaubt. Die Erfahrung
lehrt uns, dass früher oder später solche
Usanzen auf Europa überschwappen.

Daher: lieber weniger Rhetorik, da-
für mehr gesunden Menschenverstand.

Walter Wäckerlig, Busswil (BE)

Aktion der Stadt
stösst auf Kritik

Endlichmal wieder einAngebot für Pen-
sionierte («Die Stadt Zürich verärgert
Wirte und Fitnesscenter mit einem Bil-
ligangebot», NZZ 5. 8. 23). Mir ist nicht
klar, was es da zu beklagen gibt.

Nicht jede Person ist gewillt, seine Fit-
ness-Stunden in einemAlterszentrum zu
verbringen und dann noch seine Mahl-
zeit dort einzunehmen. Jeder, der schon
einmal unabhängig eine solche Institu-
tion besucht hat, weiss wieso.

Die Gastronomen jammern auf
hohem Niveau, Corona ist vorbei, und
die guten Restaurants sind voll – aber
die Preise steigen stetig. Somit darf man
gerne mal einer Person im AHV-Al-
ter wieder mal ein preiswertes Angebot
unterbreiten.

Zudem wird einfach vergessen, dass
bei Nichterwerbstätigen viele Abzüge
bei den Steuern wegfallen, die nur den
Berufstätigen vorbehalten sind. Also,
gönnt doch den wenigen Personen die
Möglichkeit, sich zu günstigeren Preisen
sportlich zu betätigen in einem Umfeld
von Gleichaltrigen, und: Die Gastrono-
mie muss nicht klagen, gute Lokale mit
feinem Essen werden immer zahlreiche
Kundschaft haben.

Andrea Estermann, Zürich
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Schule – wie echte
Integration gelingt
Gastkommentar
von BEAT KISSLING

Mit ihrem Gastkommentar profiliert sich Clarita Kunz Matossi
ganz im Sinne des Zeitgeistes mit dem aktuell gängigen Schulmotto
der individuellen Selbstoptimierungsideologie (NZZ 7. 8. 23). Sie
lobt Lehrer und Schulen, die mit «konsequent individualisieren-
den Unterrichtsformen wie etwa der Montessori-Methode arbei-
ten», als besonders innovativ, dies ganz im Gegensatz zu den Ver-
tretern des «veralteten Systems» mit der engagierten Lehrperson
als wichtigstem Medium für guten Unterricht und gutes Voran-
kommen der Schülerinnen und Schüler.

Im Brustton der Überzeugung – gänzlich ohne Beleg oderVer-
anschaulichung – behauptet sie, es sei «schlicht falsch», zu meinen,
Lehrpersonen seien wichtiger für den Lernerfolg als die Unter-
richtsmethode. Man müsse lediglich den Kindern und Jugend-
lichen mehr Freiheit undVerantwortung beim Lernen übergeben,
dann würden sie gut arbeiten können – da kann man nur staunen.

Historisch gesehen gab es die romantisierende reformpädagogi-
sche Vorstellung zu Beginn des 20. Jahrhunderts, im Kind würden
sich die individuellen kreativen Keime von selbst entfalten, wenn
man ihm nur die Gelegenheit dazu gäbe. Schon damals sollten die
Erwachsenen ausschliesslichArrangeure einer funktionalen Lern-
umgebung zur Selbstbedienung der Kinder sein.

In Wirklichkeit zeigen die heutigen sozial- und human-
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den Lern- und Entwick-
lungsvoraussetzungen bei Kindern und Jugendlichen unmiss-
verständlich auf, dass der Mensch ein «ultrasoziales» Wesen ist.
Dementsprechend ist auch die Beziehung der Schüler zur Lehr-
person und untereinander wesentlich dafür verantwortlich,wie der
Umgang und die emotionale Atmosphäre innerhalb einer Klasse
sind und wie sich aufgrund dessen das allgemeine Niveau des Ler-
nens bei jedem Kind positiv entwickeln kann.

Gerade die langjährige Erfahrung in den Primarschulen mit
den sehr unterschiedlichen Leistungsvermögen undVoraussetzun-
gen innerhalb einer Klasse (im Prinzip handelte es sich bei einer
klassischenVolksschulklasse stets um gelebte Integration) hat uns
immer veranschaulicht, dass erfolgreicher Unterricht auf Dauer
nur dannmöglich ist,wenn es der Lehrperson gelingt, die teilweise
äusserst heterogen zusammengesetzte Klasse als Gemeinschaft zu
fördern, in der ein Klima der Freundschaft, der gegenseitige Rück-
sichtnahme und des Respekts lebt.

Echte Integration ist pädagogisch und psychologisch gesehen
im Grunde eben das Gegenteil von der Individualisierung des
Unterrichts, weil Letzteres auf ein rein organisatorisches Gesche-
hen, also dieAnwendung vonManagement-Tools, hinausläuft und
nichts dazu beiträgt, den Schülerinnen und Schülern Formen ge-
meinsamen Denkens und menschlicher Zusammenarbeit zu ver-
mitteln. Mit der Individualisierung des Unterrichts kommen nur
die sehr vifen, von zu Hause sehr gut geförderten und begleiteten
Schülerinnen und Schüler zurecht, während die meisten Lernen-
den, ganz besonders die schwachen, zwangsläufig auf sich selbst
zurückgeworfen sind und im Lernen resignieren.

Da wir Europäer uns so gerne am grossen Vorbild USA orien-
tieren, sollte man zur Kenntnis nehmen, dass sich in der angel-
sächsischen Welt in den letzten bald zwanzig Jahren ein wirklich
innovativer Forschungszweig zur Unterrichtsgestaltung entwickelt
hat, bei dem von «Socializing IntelligenceThroughAcademicTalk
and Dialogue» als zukunftsweisender Orientierung in der Schul-
pädagogik gesprochen wird.

Das anregende Unterrichtsgespräch wird in sehr differenzierter
Weise analysiert, stets vertiefend weiterentwickelt und den Lehr-
personen als zentrales Instrumentarium vermittelt. Befasst man
sich näher damit, realisiert man, dass sehr vieles an das interperso-
nale Verständnis jedes Bildungsprozesses erinnert, das viele Päd-
agogenpersönlichkeiten der europäischen (humanistischen) Bil-
dungstradition aus unterschiedlicher Perspektive schon länger be-
schrieben haben.

Beat Kissling war Lehrer und später als Erziehungswissenschafter und Psy-
chologe lange Jahre in der Lehrerbildung tätig. Er ist Autor von «Sind Inklu-
sion und Integration in der Schule gescheitert? Eine kritische Auseinander-
setzung» (2021).
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Die Monopole
sind die Goldgruben
In der Energiepolitik wird eine ungute und verfassungswidrige
neue Subventionsmaschine vorbereitet – de facto eine neue
kostendeckende Einspeisevergütung. Partikularinteressen
dominieren. Gastkommentar von Martin Föhse

Das «Bundesgesetz über die sichere Stromversor-
gung mit erneuerbaren Energien» befindet sich auf
der Zielgeraden. Die Mechanismen der Stromver-
sorgung sind hochkomplex, ein wahres Eldorado
für Lobbyisten und Spindoktoren, die wissen, wo
es sich lohnt, einen Claim abzustecken, um in ab-
sehbarer Zeit die Schätze zu heben.

Zum grossen Wurf, der vom Bundesrat vorge-
schlagenen vollständigen Strommarktöffnung,wird
es erneut nicht kommen.Dies liegt nicht nur an den
steigenden Strompreisen, sondern etwa auch daran,
dass die Grundversorgung ausgezeichnet zur Sub-
ventionsmaschine taugt: In der Grundversorgung
gebundene Kundinnen und Kunden können nicht
davonlaufen. Diese Monopolkonstellation gibt es
noch an einem zweiten Ort in der Stromversor-
gung – beimNetz.DieMonopole sind Goldgruben.

Bislang wurden die Subventionen, so zum Bei-
spiel die kostendeckende Einspeisevergütung
(KEV), über einen Zuschlag auf dem Netz-
nutzungsentgelt des Übertragungsnetzes finanziert,
den letztlich sämtliche Endverbraucher zu bezah-
len hatten und haben.

Die Option der Mittelbeschaffung schuf frei-
lich Begehrlichkeiten. Immer mehr Hände grif-
fen – obwohl der Mechanismus wohl verfassungs-
widrig ist – in den Fördertopf. An sich sollte diese
Art der Förderung auslaufen, unlängst hat das Par-
lament aufgrund des nötigen Zubaus die Förderung
aber verlängert. Die Höhe des Zuschlags anzupas-
sen, ist indessen (mittlerweile) tabu, die vertretbare
Grenze ausgereizt. Doch es gibt andereWege.

Weniger im Fokus, aber nicht minder effek-
tiv als die traditionelle Finanzierungsmethode ist
die zweite Variante, der Weg über die Grundver-
sorgung. Ihr politischer Charme liegt darin, dass
der Zuschlag nicht angetastet werden muss und
sie weniger sichtbar ist. Der Mechanismus machte
zum erstenMal im Zeitpunkt der Strompreisbaisse
Schule. Betreiber von Kraftwerken, die das Glück
hatten,Kunden der Grundversorgung zu bedienen,
konnten dieVerluste abfedern, indem sie ihren mit
über demMarktpreis liegenden Gestehungskosten
produzierten Strom zuerst in die Grundversorgung
absetzten. Die Reaktion der Regulierungsbehörde
Elcom folgte auf dem Fuss. Sie setzte der Praxis mit
einer aus unterschiedlichen Gründen fragwürdigen,
aber vomBundesgericht geschütztenMethode vor-
läufig ein Ende.Nach demGesetz actio gleich reac-
tio griff daraufhin aber der Gesetzgeber ein und er-
laubte ausdrücklich die Praxis der Betreiber, vor
allem zum Zweck der Stützung derWasserkraft.

Im Windschatten dieses Streites droht aber
klammheimlich eine in ihrer Tragweite kaum
zu überschätzende und erst recht verfassungs-
widrige, neue Subventionsmaschine aus derTaufe
gehoben zu werden – de facto eine neue kos-
tendeckende Einspeisevergütung. Nach derzeiti-
gem Stand der Debatte will der Ständerat Netz-
betreiber tatsächlich dazu verpflichten, für einge-
speisten Strom ausAnlagen bis zu einer gewissen
Grösse ungeachtet der Marktpreisentwicklung
einen Kaufpreis zu bezahlen, der sich an der
Amortisation der Anlage orientieren soll. All-
fällige Mehrkosten können dann in die Grund-
versorgungspreise eingerechnet werden.

Freilich ein Coup für die Solarlobby – auch
Hauseigentümer können sich die Hände reiben,

Mieter wohl weniger. Sie werden jene sein, die die
Versicherung des Finanzierungsrisikos der Eigen-
tümer zu bezahlen haben, vor allem dann, wenn
die Strompreise sinken. Da die Finanzierung nicht
über das Übertragungsnetz, sondern über die
Stromkosten erfolgt, gibt es noch einen weiteren
Effekt. Je geringer die Anzahl Endverbraucher in
einem Netzgebiet, desto weniger beteiligen sich an
den Förderkosten. Die Finanzierung erfolgt nicht
wie beim Netz schweizweit, sondern nur über das
Versorgungsgebiet des jeweiligen Netzbetreibers.
Es ist bemerkenswert, dass dies nicht stärker poli-
tisch thematisiert wird. Subventionsgegner müssten
angesichts dieses Perpetuum mobile aufschreien,
ebenso die politische Linke – denn hier gibt es
potenziell einen Geldfluss von Arm zu Reich.
Letztlich funktioniert der Mechanismus nur ohne
geöffneten Strommarkt, ohne den es auch kein EU-
Abkommen geben wird.

Angesichts der Umstände fragt man sich als
Aussenstehender, ob alle Involvierten auf der
Höhe des Geschehens sind. Subventionen können
durchaus Sinn ergeben.Aber so? De facto werden
ohnehin die meisten Kunden über Marktbeschaf-
fungen versorgt und nicht durch Eigenproduktion
des Netzbetreibers. Eine Grundversorgung, in der
Versorgte gleichzeitig vom Markt profitieren, aber
gegen ungünstigeMarktentwicklungen abgesichert
sind, ist am Ende weder ökonomisch sinnvoll noch
vernünftig umsetz- beziehungsweise finanzierbar.
Im Gegenteil: Das Monopol wird – wie man sieht –
für allerlei Begehrlichkeiten missbraucht.

Wieder einmal offenbart sich, dass der schwei-
zerischen Energiepolitik eine volkswirtschaftlich
sinnvolle, strategische Ausrichtung abgeht. Man
agiert fahrig, getrieben von Partikularinteressen,
aus dem Moment heraus und in den Moment hin-
ein. Als gäbe es kein Gestern und – vor allem –
kein Morgen.

Martin Föhse, Rechtsanwalt und Partner bei Kellerhals
Carrard, war Rechtsdienstleiter im Bundesamt für Energie
und bis Ende 2015 für die rechtliche Umsetzung der Ener-
giestrategie 2050 des Bundes verantwortlich.

Je geringer die Anzahl der Endverbraucher in einem Netzgebiet ist, desto weniger beteiligen sich an den
Förderkosten. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Ein Coup für die Solarlobby –
auch Hauseigentümer können
sich die Hände reiben,
Mieter wohl weniger.

Nach der verlorenen Abstimmung über die Teil-
abschaffung der Verrechnungssteuer im vergan-
genen Herbst klagte der damalige Bundesrat Ueli
Maurer über das schwindende Verständnis in der
Bevölkerung für wirtschaftliche Zusammenhänge.
Ins gleicheHorn geblasen hatte zuvor schonNestlé-
Präsident Paul Bulcke, der es so formulierte: «Die
Schweizer haben sich an denWohlstand gewöhnt –
und vergessen, was uns hierher gebracht hat.»

In der Tat hat das Vertrauen grosser Teile der
Bevölkerung in dieWirtschaft in den letzten Jahren
Risse bekommen.Vor allem grossen Unternehmen
bläst seit längerem ein eisiger Wind entgegen. Das
Scheibenschiessen wirtschaftsfeindlicher Kräfte
auf Konzerne ist beliebt, obwohl diese rund einen
Viertel derArbeitsplätze in der Schweiz stellen und
volkswirtschaftlich von grosser Bedeutung sind.

Anstatt in den Klagechor über die zunehmende
Entfremdung vonWirtschaft und Gesellschaft ein-
zustimmen, täten Unternehmer und Unterneh-
merinnen nun aber gut daran, in die Offensive zu
gehen und zu agieren, und nicht nur zu lamentieren.
Um das Vertrauen der Bevölkerung in die Wirt-
schaft wiederzugewinnen, müssen die Unterneh-
mer aktiv werden, im Sinne von: Hört die Signale
der Bevölkerung! Wirtschaftsvertreter sollten die
– im Abstimmungsverhalten ersichtlichen – Warn-
zeichen der Bevölkerung und deren «Fremdeln»
mit der globalisiertenWirtschaft ernst nehmen.Ein
grosserTeil der Bevölkerung nimmt den Firmen of-
fenbar nicht (mehr) ab, dass sie sich auch in Schwel-
len- und Entwicklungsländern anständig verhalten.

In den Köpfen vieler Schweizer kollidiert das
Bild vom guten Patron, der sich an Unternehmens-
werten orientiert, mit dem Bild des Managers, dem
es gleichgültig ist, ob er seine Jogging-Runden am
Vierwaldstättersee oder in Singapur dreht.Anstatt
lange wegzuschauen, um dann plötzlich – wie bei
derAbstimmung über die KVI – nervös zu werden,

eine Drohkulisse hochzufahren und anschliessend
zu lamentieren, sollten sich Wirtschaftsvertreter
dem Unbehagen in der Bevölkerung stellen.

Es ist somit erforderlich, dass Unternehmer auf
Tuchfühlung gehen mit der Bevölkerung. So man-
cherWirtschaftsführer scheint vergessen zu haben,
dass in der direkten Demokratie ein guter Draht
zumVolk – trotz Globalisierung – entscheidend ist
und es nicht genügt, wenn man das Gespräch mit
der Bevölkerung erst nach einem Skandal oder vor
einer delikaten Abstimmung sucht.

Anstatt sich in eine abstrakteWirtschaftssprache
zu flüchten, die niemand mehr versteht, sollten es
Firmenchefs den Sportlern gleichtun undGeschich-
ten erzählen: von ihren Träumen und Abenteuern,

von ihren Höhen und Tiefen, von ihrer Kreativität
und der Passion für ihr Unternehmen.Anstatt sich
in trockene Statistiken zu flüchten, sollten Unter-
nehmer auf Podien, in Talkrunden und in Vereins-
versammlungen vermehrt Red undAntwort stehen
und erklären, dassWirtschaft nichts Abstraktes ist,
dass wir alle Teil der Wirtschaft sind – sei es als
Konsumentin, Produzent, Dienstleisterin, Arbeit-
geber oder Investorin.

Unternehmer sollten ökonomische Aufklärung
betreiben und den Leuten erklären, dass es ohne
kluge Köpfe in den Entwicklungsabteilungen keine
innovativen Produkte gibt und ohne Arbeitgeber,
die das unternehmerische Risiko übernehmen,
soziale Marktwirtschaft nicht funktioniert. In der

politischen Landschaft der Schweiz ist der Unter-
nehmer, der sich auch ausserhalb desWerkgeländes
seiner politischenVerantwortung stellt, nun einmal
glaubwürdiger, und das Gewicht seiner Stimme zu
finanz- und wirtschaftspolitischen Themen wiegt
nun einmal schwerer als dasjenige von aussen-
stehenden Dritten.

Wichtig ist dabei, dass die Wirtschaft endlich
auch in die ethische Offensive geht. Gerade Volks-
abstimmungen sind zunehmend moralisch aufge-
laden, und wirtschaftsskeptische Akteure werfen
gezielt ethischeArgumente in die politischeWaag-
schale. Die Wirtschaft aber hat bisher auf ethische
Argumente vorwiegend defensiv reagiert. An-
statt die Deutungshoheit über wirtschaftsethische
Fragen wirtschaftsskeptischen Akteuren zu über-
lassen, sollten Firmenchefinnen und CEO in der
Auseinandersetzung über wirtschaftsethische Fra-
gen nicht als Gegner, sondern als Partner auftreten.

Sie sollten erklären, weshalb sie etwas tun oder
nicht tun und darlegen, weshalb etwas trotz politi-
schen Vorbehalten ethisch nicht nur zulässig, son-
dern sogar geboten sein kann; zum Beispiel mit
schwierigen Ländern wie China Geschäfte zu ma-
chen:weil Konzerne aufgrund ihrer langen Präsenz
in einem Land mit kontinuierlichen Verbesserun-
gen oftmals mehr erreichen können als jede staat-
liche Entwicklungshilfe oder dasWirken von NGO.

Ob es dieWirtschaft schafft, mit ihrer Botschaft
«Der Schweiz geht es gut, wenn es der Wirtschaft
gutgeht» bis zumVolk durchzudringen und dessen
Vertrauen zurückzugewinnen,wird nicht unwesent-
lich davon abhängen, ob Wirtschaftsführer gewillt
sind, ihrer Verantwortung auch ausserhalb des
Werkgeländes wieder vermehrt nachzukommen.

Béatrice Acklin Zimmermannn ist Geschäftsführerin
des Think-Tanks Liberethica; Simon Michel ist CEO der
Ypsomed-Gruppe.

Unternehmer sollten
politisch offensiver sein
Das Vertrauen in die Wirtschaft hat stark abgenommen.
Kritiker haben mit Vorwürfen und Anschuldigungen ein
leichtes Spiel, weil Firmenchefs zumeist in der Defensive
bleiben. Gastkommentar von Béatrice Acklin
Zimmermann und Simon Michel


